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Samstag, 29. März 2025

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

MehralsnurAnatomieundVerhütung
Die Juso Baselland lanciert eine Initiative, die im Sexualkundeunterricht an Baselbieter Schulen andere Schwerpunkte setzenmöchte.

Delia Burgener

Die Jungparteien scheinen ein
Auge auf die Bildung geworfen
zuhaben.Erst letzteWoche lan-
ciertendie Jungfreisinnigeneine
Petition, dieUnterricht zu Steu-
ern und Altersvorsorge fordert.
Nun stehenauchdie JusoBasel-
land mit einer Initiative in den
Startlöchern. Das Unterschrif-
tensammeln für die «Initiative
für ganzheitlicheSexualkunde»
beginnt in den kommenden
zweiWochen.

Jugendlichesollensich
trauen,offenzusprechen
Die Initiative fordert, dass der
Sexualkundeunterricht an den
Baselbieter Sekundarschulen
künftig vongeschultem,aussen-
stehendemFachpersonaldurch-
geführtwird.Besonderswichtig
sei, dass diese Personen die
Klasse sonst nicht unterrichten,
sagt JanineOberli,Co-Präsiden-
tin der Juso Baselland. Denn
wenn die zuständige Lehrper-
sondieKinderauchbewerte, er-
schaffe dies eine Hierarchie.
«Die Schülerinnen und Schüler
trauen sich dadurch oft nicht,
ohne Scham Fragen zu stellen
oder ihre Erfahrungen offen zu
teilen.»

Stand heute bleibt es den
Schulen selbstüberlassen, ob sie
externes Personal hinzuziehen
oder nicht. In der Westschweiz
wird dieses Modell bereits seit
mehreren Jahren umgesetzt,
weissOberli. InderAntwort zur
Interpellation «Sexualaufklä-
rung» von Miriam Locher (SP)
vom vergangenen Dezember
äusserte der Regierungsrat be-
reits, dass es aktuell nicht ge-
plant sei, das Westschweizer
Modell zu übernehmen.

AusSichtder Jusowürdesich
dies jedoch lohnen. Zudem
stünde bei der Sexualkunde
gegenwärtig vor allem die Bio-

logie stark im Zentrum. «Der
Unterricht ist patriarchal ge-
prägt», sagt Oberli. In ihrem
Initiativtext nennt die Jungpar-
tei Punkte, die sicher imUnter-
richt abgedeckt werden sollen.
Neben Wissen zu Verhü-
tung, Geschlechtskrankheiten
und Schwangerschaftsabbrü-
chen auch: Konsens.

«Seit 2013zeigt sichdieTen-
denzderFälle sexualisierterGe-
walt steigend», stellt Janine
Oberli fest. Mit einem breit ge-
fächerten Sexualkundeunter-
richt könne Präventionsarbeit
geleistet werden. «Jugendliche

müssen lernen, Grenzen zu
kommunizieren und zu respek-
tieren, damit ein achtsamerund
gewaltfreierUmgangentsteht.»
Daher soll Konsens als Priorität
inder Sexualität vermitteltwer-
den und wie man diesen lebt.
Das habe Einfluss auf spätere
Beziehungen.

Für die Co-Präsidentin ist
klar: «Bildung trägt längerfristig
dazu bei, wie die Gesellschaft
denkt.»DiepsychischeGesund-
heit queerer Jugendlicher sei
schlechter als die von nicht
queeren Personen. Das Wissen
unddieAkzeptanzgeschlechtli-

cher, sexueller und romanti-
scherVielfaltmüssedahereben-
falls gefördert werden. «Unser
Ziel ist, die Toleranz zu stärken
und somit der Stigmatisierung
undDiskriminierungentgegen-
zuwirken.»

Über 12 Prozent der Neunt-
klässlerinnenundNeuntklässler
in Basel-Stadt gaben im Rah-
men des Jugendgesundheitsbe-
richts 2022 an, keinen Sexual-
kundeunterricht gehabt zu ha-
ben.Oberli vermutet: «Daswird
imBaselbiet nicht anders sein.»
Die Statistik von 2022 zeigte
auch, dass vor allem Mädchen

mehr zu Schwangerschaftsab-
brüchen,demweiblichenZyklus
und der sexuellen Gewalt wis-
senwollten.

«Wir wollen den Lehrplan
nicht ändern», betont Oberli.
Ein Grossteil ihrer Schwer-
punkte sei darin nämlich be-
reits verankert. Das bestätigt
der Kanton auf Anfrage. Die
Anliegen der Juso seien bereits
heute in verschiedenen Fach-
bereichen angesiedelt. Dazu
gehörten unter anderem fol-
gendeThematiken: Gestaltung
von Beziehungen, das Wissen
über die eigenen Rechte im

Umgangmit Sexualität und die
Reflexion vonGeschlecht, Rol-
len und Faktoren, welche Dis-
kriminierung und Übergriffe
begünstigen.

«WirhabendenBezugnoch
nichtverloren.»
«Es ist die Umsetzung, an der
es hapert.» Daher setzen sich
die Juso für eine Standardisie-
rung des Unterrichts ein. Jani-
ne Oberli erklärt: «Bei fast 70
Prozent derDeutschschweizer
Schülerinnen und Schüler war
das ThemaGeschlechtsidenti-
tät kein Bestandteil ihres Se-
xualkundeunterrichts.» Auch
denPunkt der sexuellenOrien-
tierung hätten rund 60Prozent
in der Schule nie behandelt.

EinenVorteil sehen die Juso
darin, dass sie nahe an der The-
matikdran sindundmitbekom-
men,wasvor sichgeht.«Wirha-
bendenBezugnochnicht verlo-
ren.» Einige Parteimitglieder
seien selbst noch in der Schule,
wodurch einAustausch bestün-
de.«Ausserdemsehenwir es als
unsere Aufgabe, für die Men-
schenunsererGenerationetwas
zu tun.»

Im Sexualkundeunterricht solle der Fokus nicht nur auf der Biologie, sondern auf konsensorientiertem Verhalten liegen.Bild:GaetanBally/Keystone

WieNovartis ihrenschärfstenKritikerfinanzierthat
In der neuen Basler Geschichte schreibt AltlastenaktivistMartin Forter über Chemieschadstoffe imKlybeck.

ChristianMensch

Selten war Geschichtsschrei-
bung aktueller. AmDonnerstag
ist der achte Band der neuen
Basler Geschichte erschienen,
die den Aufsatz enthält: «Das
Klybeck – ein Stadtteil mit toxi-
scher Hypothek». Am Tag
darauf kommunizierendieneu-
en Eigentümer des alten Indus-
trieareals Klybeck: «Dokumen-
te zu Standortbelastungen öf-
fentlich zugänglich».

Die geschichtliche Betrach-
tung ist imSammelband«Stadt-
räume» publiziert, der konzep-
tionell als Tiefenbohrungen
durch verschiedene historische
Schichten angelegt ist.DieThe-
se des Autors ist als Zwischenti-
tel formuliert: «Chemiemüll
prägt Stadtentwicklung.» Die
beschriebene Vergangenheit ist
ihm allerdings auch Gegenwart
wie Zukunft. So seien die De-
ponien«bisheutenicht systema-
tisch untersucht». Der Subtext

erzählt von einer historischen
Konstanten: Die Industrie habe
sich jeweils nur auf Druck und
minimalumihreVerantwortung
gekümmert, wobei die Behör-
den diesweitgehend billigten.

Die Position ist sicherlich le-
gitim und der Autor zweifellos
ein Experte für Altlasten. In der

aktuellenDebatteallerdingskein
Unbeteiligter: Vielmehr agiert
Forter seit Jahrzehnten in
einem David-gegen-Goliath-
KampfgegendieBaslerPharma-
industriebeziehungsweisegegen
ihreVorgängeridentität;dieChe-
mieindustrie. Auch die aktuelle
Transparenzoffensivederneuen

Klybeck-Eigner geht direkt auf
eineAktionForters zurück.

Dass die Herausgeber der
Basler Geschichte in dieser
Konstellation kein Problem ge-
sehenhaben, istwohlAusdruck
einer gleichzeitig ideologisier-
ten wie unpolitischen Ge-
schichtsschreibung. Sie zeigt
eineGleichgültigkeit gegenüber
Interessenverstrickungen, die
in früheren Jahrzehnten zu er-
bitterten Auseinandersetzun-
gen geführt hätten.

Immerhin einen Vorbehalt
kanndieHerausgeberschaft der
neuenBaslerGeschichtemitder
Wahl des Autors gänzlich aus-
räumen: jenenderKäuflichkeit.
Dennals 2016umdieFinanzie-
rung des 9-Millionen-Franken-
Projekts gerungenwurde, hatte
sich überraschendNovartis aus
der Deckung gewagt und
800’000 Franken gesprochen,
zahlbar in acht Tranchen. So
steht es imdamaligenRatschlag
derBaslerRegierung.DerPhar-

makonzern ist damitder grösste
privatwirtschaftliche Sponsor
des Basler Geschichtswerks.

Novartis:Dergrössteprivat-
wirtschaftlicheSponsor
Das Geld war willkommen, das
Misstrauengegenüber demAb-
senderdamals jedochoffenkun-
dig. Es legte sich auch nichtmit
denWortendesdamaligenKul-
tur- und Bildungspolitikers Os-
wald Inglin. Dieser sagte, es sei
nachzuvollziehen, dass die
Pharmaindustrie ein Interesse
daranhabe,dass ihreBedeutung
für die Stadt historisch aufge-
arbeitet und dargestellt werde.

Vom Klybeck-Areal hat sich
Novartis 2019 getrennt und sich
damitvertraglichderVerantwor-
tung für die Altstoff-Hinter-
lassenschaft entledigt. Mehr
noch: Es ist auch auf keiner No-
vartis-Website mehr nachzu-
lesen, dass sich der Pharmakon-
zern einst für die Basler Ge-
schichte interessiert hat.

Martin Forter, Altlastenaktivist und Geschichtsschreiber zur «toxi-
schen Hypothek» im Klybeck. Bild: Roland Schmid / BLZ

Regierungmuss
überdieBücher
Mobilitätsplattform Ein Projekt
der Städte Basel, Bern und Zü-
rich sah vor, eine gemeinsame
App für Mobilitätsangebote zu
schaffen.Auf«Mobility as a ser-
vice» sollten Velos oder Autos
gemietet und Tickets für Bahn
und Bus gelöst werden können.
Die Basler Regierung hatte
5 Millionen Franken aus dem
Mobilitätsfonds beantragt. Im
Mai 2024 teilten die beteiligten
Städte mit, dass sie das Projekt
aufgrund«voraussichtlichdeut-
lichhöhererGesamtkosten»(für
Basel 8Mio.) nichtweiterverfol-
gen.DieUmwelt-,Verkehrs-und
Energiekommission bedauert,
dass keine gemeinsame Platt-
form zustande kommt, wie sie
mitteilt. Sie wünsche, dass ein-
zelneProjektewiemultimediale
AngeboteundTarife,Mobilitäts-
hubs und gemeinsame Signali-
sation weiterverfolgt werden.
EineMehrheit erachtetees«an-
gesichtsderdeutlicheveränder-
ten Ausgangslage» als richtig,
denRatschlag an dieRegierung
zurückzuweisen. (bz)

«Wirwollen
denLehrplan
nicht ändern.
Es istdie
Umsetzung,
anderes
hapert.»

JanineOberli
Co-Präsidentin Juso Baselland


